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VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und
Sport

J+S Jugend und Sport
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J+S Jeunesse et Sport
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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Die Auseinandersetzung um die Zukunft der öffentlichen Schule wird immer stärker zur
Kampfzone der Parteien. Die CVP stellte im August ihr Forderungspapier zur
Volksschule vor. Sie sprach sich für eine starke obligatorische öffentliche Schule aus
und möchte verhindern, dass durch Bildungsgutscheine ein Abfluss der Mittel aus den
öffentlichen Bildungseinrichtungen hin zu Privatschulen stattfindet. Sie forderte die
Kantone auf, regional abgestimmte Lernziele zu erarbeiten und Standards für die
Leistungsmessung zu schaffen. Ferner verlangte sie, dass künftig auch die Eltern stärker
in die Pflicht genommen werden und beispielsweise zwingend an Elternanlässen
teilnehmen müssen. Ein wiederholtes Fernbleiben soll mit Busse geahndet werden
können. 1

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 05.08.2008
ANDREA MOSIMANN

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Auf der Delegiertenversammlung der CVP im Januar in Näfels (GL) stellten Bundesrat
Joseph Deiss und Parteipräsidentin Doris Leuthard die Resolution „Mehr Innovation für
Markterfolg und Wachstum“ vor. Zu den konkreten Vorschlägen der Resolution zählen
die Senkung und Vereinheitlichung des Einschulungsalters, die Förderung von
Tagesschulen und die Einführung von Blockzeiten. Unter Innovation soll vor allem eine
gezielte Förderung ganz bestimmter Wirtschaftsbereiche verstanden werden,
namentlich die Medizintechnologie, die Nanotechnologie und Materialforschung sowie
Finanz- und Kommunikationswissenschaften und Informatik. Die Delegierten nahmen
die Resolution einstimmig an. Daneben fassten sie mit 202:7 Stimmen die Nein-Parole
zur linken Kosa-Initiative und unterstützen ohne Gegenstimme den Bildungsartikel. 2

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 16.01.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Im August stellte die CVP ein Positionspapier zur Bildungspolitik vor. Sie befürwortete
darin eine frühere Einschulung mit dem 4. Altersjahr. Damit könnten Defizite von
Kindern rascher erkannt werden und die Förderung von Hochbegabten früher
beginnen. Die Sekundarschule solle in Zukunft bereits mit 14, eine Lehre mit 17 bis 18
und ein Studium mit 22 bis 23 Jahren abgeschlossen werden. Die CVP verlangte auch
eine modernere Berufsbildung. Die Anzahl Berufsausbildungen solle reduziert und die
Spezialisierung und Durchlässigkeit innerhalb der Berufsgruppen gefördert werden.
Ausländische Studentinnen und Studenten, die einen Abschluss in einem für die
schweizerische Wirtschaft wichtigen Bereich erlangen, sollen nach dem Willen der CVP
automatisch eine Aufenthalts- und Arbeitsbewilligung erhalten. 3

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 08.08.2007
SABINE HOHL

An ihrer Delegiertenversammlung Ende August in Basel verabschiedete die CVP ein
Positionspapier zur Volksschule, das unter anderem folgende Forderungen enthielt:
Eine gezieltere Sprachförderung, ein striktes Schulobligatorium, Naturwissenschaften
ab der ersten Klasse, die Schaffung von Tagesstrukturen und eine stärkere Einbindung
der Eltern. So sollen etwa Elternabende und andere Termine mit Eltern von den Schulen
obligatorisch erklärt werden können und Bussen bei unentschuldigtem Fernbleiben
möglich sein. Die CVP richtete sich gegen die freie Schulwahl, weil diese den
gesellschaftlichen Zusammenhalt und die Qualität der Schule gefährden könne. Kantone
sollen Privatschulen zwar unterstützen dürfen, es soll jedoch keine Bildungsgutscheine
geben, um den staatlichen Schulen nicht die Mittel zu entziehen. Die Delegierten
sprachen sich auch für das Konkordat Harmos aus. Die CVP fasste weiter für ein
mögliches Referendum über die Personenfreizügigkeit die Parole: Mit 213 zu 1 Stimme
stimmten sie der Weiterführung und Ausdehnung der Personenfreizügigkeit mit der EU
zu. Die Partei gab zudem die Nein-Parole zur Volksinitiative für die Unverjährbarkeit
pornografischer Straftaten an Kindern bekannt. 4

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 01.09.2008
SABINE HOHL
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Ende August sorgte ein kantonaler Vorstoss der Aargauer CVP für Wirbel. Die CVP-
Fraktion im Grossen Rat forderte ein Kopftuchverbot an Volksschulen.
Kleidungsstücke, die den pädagogischen Lernzielen der Volksschule widersprächen,
sollten generell verboten werden. In der Sonntagspresse wurde kolportiert, dass das
Anliegen von der nationalen Parteileitung mit Mustervorstössen gefördert werde.
Hintergrund des Aargauer Vorstosses war ein Bundesgerichtsurteil, welches ein an einer
Thurgauer Schule ausgesprochenes Verbot des Tragens eines Kopftuches wegen
Fehlens einer gesetzlichen Grundlage für ungültig erklärt hatte. Mit dem von der CVP
Aargau vorgeschlagenen Verbot sollen die offenen und progressiven Muslime
unterstützt und Mädchen vor rigiden Kleidervorschriften geschützt werden. In anderen
Kantonen wurde ein Verbot zwar diskutiert, ausser im Kanton Aargau wurde aber von
keiner anderen CVP-Sektion ein Vorstoss unternommen. Verbote seien für das Ziel der
Integration kontraproduktiv – so die Mehrheitsmeinungen in den meisten Kantonen. 5

KANTONALE POLITIK
DATUM: 19.09.2013
MARC BÜHLMANN

Kurz vor den eidgenössischen Wahlen 2015 veröffentlichte die CVP ein  Positionspapier
zur Sportpolitik. Der Sport erhalte zu wenig politische Unterstützung, obwohl er
Gesundheit, Wohlbefinden, Erziehung, Zusammenleben und Integration positiv
beeinflusse. Im Rahmen der Vernehmlassung zur VBS-Gesamtschau Sportförderung
stellte die CVP sechs zentrale Forderungen auf. In der Volksschule sollten drei
Lektionen Sportunterricht fix im Stundenplan vorgesehen sein. Der Besuch dieser
Lektionen, also auch des Schwimmunterrichts, müsse obligatorisch sein. Für Jugend
und Sport (J+S) wurden mehr Geld und ausgebaute Ausbildungsmöglichkeiten für
Jugendliche gefordert. Schliesslich verlangte die CVP ein nationales
Schneesportzentrum und bessere Angebote am Arbeitsplatz, mit denen Möglichkeiten
für eine sportliche Betätigung, z.B. während der Mittagspause, geschaffen werden. 6

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 07.10.2015
MARC BÜHLMANN

1) LT, NLZ und SGT, 5.8.08.
2) Presse vom 16.1.06.
3) NZZ, 8.8.07.
4) NZZ und Bund, 1.9.08.
5) SZ, 11.8.13; NZZ, 20.8.13; AZ, 21.8.13; BaZ, 19.9.13.
6) Medienmitteilung CVP vom 7.10.15; Positionspapier Sportpolitik CVP vom 18.6.15
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